
Ltd. KVD Clasen erklärte, dass der vorliegende Beschlussvorschlag und die Empfehlung an den 
Kreisausschuss sowie den Kreistag unter Punkt 1 und 2 Beschlüsse enthalte, die bereits im 
Rahmen der Beratungen zum Doppelhaushalt 2017/2018 verabschiedet worden seien. Um aber 
auf alle Eventualitäten im Hinblick auf die Gewährung der Fördermittel und die damit 
verbundenen bürokratischen Hürden vorbereitet zu sein, beabsichtige die Verwaltung, den 
Beschluss über die Sanierung des Carl-Reuther-Berufskollegs in Hennef und die Bereitstellung 
von Mitteln in Höhe von 9.857.892 € nochmals explizit zu fassen. Dies sei auch für Punkt 3 zur 
Klarstellung und zur Vermeidung von Risiken hinsichtlich der Fördermittel in den 
Beschlussvorschlag eingeflossen.  
 
Auf die Nachfrage der Abg. Studthoff zu Fragen der Finanzierung erläuterte KA Bliersbach 
detailliert die der Beschlussvorlage als Anhang 2 und 3 beigefügten Tabellen. Anhang 2 
umfasse die mittelfristige Finanzplanung bis 2023 und darüber hinaus eine Prognose bis 2025. 
Nach dem Auslaufen des bis 31.12.2020 terminierten Landesförderprogramms „Gute Schule 
2020“ seien investive Maßnahmen aus eigenen Mitteln des Rhein-Sieg-Kreises zu bestreiten. 
Anhang 3 zeige den Finanzbedarf für Sach- und Dienstleistungen und Personalkosten sowie ab 
dem Jahr 2022 auch für Abschreibungen. Diese Aufwendungen könnten nicht über das 
Landesförderprogramm finanziert werden und müssten aus dem Kreishaushalt getragen 
werden. 
 
Abg. Frohnhöfer bat um Erläuterung der Kosten für die in Anhang 3 aufgeführte 
Unterstützungskraft.  
 
KA Bliersbach erwiderte, die Stelle stehe in direktem Zusammenhang mit dem 
Medienentwicklungskonzept und sei mit dessen Verabschiedung durch den Kreistag genehmigt 
worden. Es sei allerdings davon auszugehen, dass nach Abwicklung des 
Medienentwicklungskonzeptes die dort anfallenden Aufgaben nicht wegfielen und somit ab 2021 
eine neue Stelle beantragt werden müsse.  
 
Da keine weiteren Wortmeldungen vorlagen, ließ die Vorsitzende über den Beschlussvorschlag 
abstimmen. Der Ausschuss fasste folgenden Beschluss: 


